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Nr. 449. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. C. Candtags⸗Uerhandtungen. 
Berlin, 25. September. 


22. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Erbffnung 10% Uhr. — Die Tribünen find ſtark beſetzt. — Am Miniſter⸗ 
tiſch der Finanzm niſter v. d. Heydt und mehrere Commiſſare. 

Der Abg. v. Rother iſt in das Haus eingetreten. ; 
6 . ie geht ſofort zur Fortſetzung der Debatte über das Credit⸗ 

eſe er. 

n dem Abg. Graf Strachwitz und zahlreichen Mitgliedern der Rechten 
1 noch folgender Verbeſſerungs⸗Antrag zu dem Amendement der 
Abag. Michaelis und Roepell eing bracht worden, im Falle der Annahme deſ⸗ 
ſelben den § 2 im vierten Alinea dahin zu ändern: 

„Die dem Staafsſchatze durch die Cabinets⸗Ordres vom 17. Januar 1820 
(Geſetz⸗Sammlung S. 21) und 17. Juni 1826 (Geſetz⸗Sammlung S. 57) 
übereigneten Einnahmen fließen, ſobald die baaren Beſtande deſſelben durch 
ſernere Einziebungen über vierzig Millionen erhöht werden würden, den 
allgemeinen Staatsfonds als Einnahmen, welche in den Staatshaushalts⸗Etat 
als Deckungs mittel aufzunehmen find, zu und können dem Staatsſchatz zur 
weiteren Anſammlung nur mit beſonderer Zustimmung beider Häufer des 
Landtags überwieſen werden.“ g 

Außerdem hat der Abg. v. Hoverbeck folgendes Amendement eingebracht, 
„In § 4 des Commiſſtons⸗Antrages Alinea 1 hinter „flüſſig zu machen find“ 
einzuſchalten: „oder nicht zureſchen ſollten“, und Alinea 2 zu ſtreichen, ſo 
daß § 4 der Commiſſions⸗Vorlage lauten würde: „Inſoweit die im § 3 er: 
wähnten Mittel nicht ſogleich flüſſig zu machen ſind oder nicht zureichen 
ſollten, wird der Finanzminiſter ermächtigt, verzinsliche Schatzanweiſungen, 
längſtens auf ein Jahr lautend, bis zur Höhe don 30 Mill. Thalern auszu⸗ 
geben. Die Ausgabe von Schatzanweiſungen ꝛc.“ f 

Zuvörderſt verlangt das Wort der En 

A nb v. d. Heydt. Die Vorſchläge en Commiſſion habe ich 
geglaubt als unannehmbar bezeichnen zu müſſen. an hat die Worte, die 
ich da geſprochen, als harte Worte bezeichnet. Das haben ſie nicht ſein ſol⸗ 
len, aber ich habe mich für verpflichtet gehalten, mit Rückſicht auf den Ernſt 
der Lage der Anſicht der Regierung Ausdruck zu geben. Es hat geſtern der 
Herr Abgeordn. Reichenſperger mir noch andere Motive untergeſchoben, ob⸗ 
wohl er ſelbſt eben zuvor einem anderen Mitgliede gegenüber dies Unterſchie⸗ 
ben anderer Motive als unſtatthaft bezeichnet hatte. eine Herren! Bei dem 
Ernſt der Lage hält die Regierung ſich ſo berechtigt als verpflichtet, Ihr Ver⸗ 
trauensvotum in Anſpruch zu nehmen. Sie iſt der feſten Zuberjicht, daß Sie 
nicht werden die Verantwortung übernehmen wollen, ihr die Unterſtützung zu 
perſagen, deren fie bedarf, zumal ſie ſich mit beiden Häufern des Landtags 
ſowie mit dem ganzen Lande in Uebereinftimmung befindet rückſichtlich der 
Wege, die fie zu geben entſchloſſen iſt. Der Herr Miniſterpräſident, der lei⸗ 
der derhindert iſt, perſdnlich vor ihnen zu erſcheinen und Ihnen Näheres über 
die politiſche Lage zu ſagen, hat mich erſucht, es Ihnen auszusprechen, wie 
ſehr er dieſe 1 bedauert. Die politiſche Lage iſt von keiner 
Seite eine unmittelbar und direct gefahrdrohende, aber ſie iſt 
keine fertige, keine abgeſchloſſene. Der Frieden iſt abgeſchloſſen mit 
Oeſterreich und den ſüddeutſchen Staaten, noch nicht mit Sachſen, das 
zum engeren norddeutſchen Bunde gehört. Die vielſeitigen Beziehungen des 
norddeutſchen Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten ſind noch zu regeln. Preu⸗ 
ßen hat zugleich in ſeinem Innern das große Werk der vollſtändigen Ver⸗ 
ichmelzung der neuen Erwerbungen mit den alten Landen zu vollziehen. 

So lange dies nicht vollbracht, iſt die deutſche Frage nicht gelöſt, iſt 
Preußen, iſt Deutſchland nicht fertig; und Preußen muß bereit ſein, das zu 
uten und zu vertheidigen, was es erworben hat. Es wird noch lange 
dauern, bis Europa ſich in die neue Lage findet, die Preußen 
ſich und Deutſchland geſchaffen hat. Bis dahin muß Preußen 
im Stande ſein, den Kampf dafür wieder aufzunehmen in 285 
Augenblick, und gerade in ſolchem unfertigen, unabgeſchloſſenen Zuſtande 
ſpielt ein Imprevu, das Unvorherzuſehende eine Hauptrolle, und Alles kemmt 
darauf an, ſich nicht überraſchen zu laſſen. Es iſt nicht mit Unrecht geſagt, 
daß an die Stelle des alten Syſtems feſter Allianzen das Prinzip der Frei⸗ 
heit treten ſoll; aber nur für den iſt dieſe Freiheit vorhanden, der im gege⸗ 
denen Augenblick von ihr Gebrauch machen kann. Faſt alle großen Staaten 
find beſchäftigt, ſich dieſe Freiheit durch Verbeſſerung der Militär⸗Organiſa⸗ 
tion zu verſchaffen oder zu erhalten. Preußen iſt darin rühmlich vorange⸗ 
gangen, aber eine 5 bleibt immer die finanzielle Lage. Jetzt mehr 
als je muß Preußen in jedem Augenblick bereit ſein, das volle 
Gewicht ſeiner militäriſchen Macht in die Waagſchale legen zu 
können, ohne Zögern, ohne Zaudern, N zu ſein durch 
Rückſichten finanzieller Art, durch die Sorge um die Beſchaffung der Mittel. 
Dieſe Gewißheit findet ſich aber nur in dem gefüllten Schatz. 
Der rechte Augenblick kann ſieben Jahre in ſieben Monate, ja in ſieben Tage 
verwandeln. Ihn verpaſſen, kann die Aufgabe Preußens um viele Jahre 
binausfchieben und dann die Eriftenz Preußens von Neuem bedrohen. 

„Wer in ſolchen Zuſtänden der neuen Kryſtalliſation ſeſt iſt, wer fähig fein 
will, einen Kryſtalliſationspunkt zu bilden, wer den Augenblick beherrſchen 

„der muß in dieſem Augenblick das Geld nicht erſt ſuchen, ſondern haben. 
Er muß daſtehen die Hand am Schwerte und den Knopf am Beutel. Die 
Regierung hält es für ganz unerläßlich, daß eine bedeutende Summe ſofort 
in geprägtem Silber in den Staatsſchatz gelegt werde. Sie iſt der Mei⸗ 
nung, daß aus den Contributionsgeldern einmal die 22 Mill. dem Staat 
ſchat oder dem Kriegsſchaz, wie Sie ihn nennen wollen, zugewendet werden, 
die gem Kriege nicht verwendet worden find, und daß ihm außerdem die 
5%, Millionen erſtattet werden, die zu den Koſten der Grundſteuer⸗Regulirung 
daraus entnommen find. 

Die Regierung hat deshalb in dem Amendement Michaelis und 
Röpell ein dankenswerthes Entgegenkommen erblickt, indem durch 
daſſelbe die Zuſtimmung der Landesvertretung zur Einlegung der nothwendig 
bezeichneten Summen in den Staatsſchatz gegeben werden ſoll. Die Regierung 
legt großen Werth darauf, dee Füllung des Staatsſchatzes mit Zuſtim⸗ 
mung der Landesvertretung geſchehe. 3 

Die Regierung legt — 5 — beſonderen Werth darauf, * gänzlich 
in Mebereinitimmung mit der Vertretung des Landes handle. Wenn in den 
Amendements ein Maximum vorgeſchlagen iſt, über welches hinaus die nach 
den traditionellen Beſtimmungen dem Stlatsſchatz zugewieſenen Gelder dem⸗ 
| ) uſtimmung der Landesdertretung nicht weiter zufließen ſollen, 
o it. die >replerung geneigt, einem ſolchen Maximum zuzultimmen, ſofern es 

ic iſt, damit die Zustimmung des Landtages zur Einfließung der 
2774 Millionen in den Staatsſchaz zu erlangen. Ich habe ſchon in der 
Commifſion das Marimum von 40 Millionen vorgeſchlagen, dieſelbe Summe, 
welche das Amendement v. Strachwitz vorſchlägt, nicht nur um die erſten 
Koſten der anne ſendern auch um die Verpflegung für die nächſte 
Br beſtreiten zu konnen. Nun iſt es außer Frage, daß 40 Millionen mehr 
md als 30 und tab bie Degierung lieber 40 als 30 im Schatz hat. Sie 
würde ſich aber auch ME K m 0 des Amendements Michaelis⸗Roepell 
einverſtanden erklären und zwar mit Rückſicht darauf, daß außerdem von 
den übrigen Regierungen des deutſchen Bundes gefordert wer: 
den wird, daß ſie eine Amden mäßige Quote zu dieſem 
Kriegsſchatze legen. Das bene —— 15 vor, die über das Ma⸗ 
ximum hinaus dem Staatsſchatze eſtimmungsmäßig 3 Summen 
als Deckungsmittel in den Sue aufzunehmen. Dagegen iſt 
in dem Amendement des Abg. Lasker vorgeſchlagen, dieſelben, ſoweit über 
fie nicht als Dedungsmittel im Staatshaushalts Etat des betreffenden Jahres 
oder anderweitig unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Set t 
vu ur Tilgung von Staatsſchulden zu verwenden und an die taatsſchul⸗ 
den⸗Tilgungskaſſe abzuführen. ! f 5 
Es — — all leicht eintreten, daß die Regierung wegen nützlicher Ver⸗ 
wendung dieſer Gelder der Landesvertretung Vorſchläge machen wird, zu 
welcher der Etat die Mittel nicht bietet. De Regierung ſieht durch dieſes 
Amendement ſolche Vorſchläge nicht abgeſchnitten. Sie würde nichts dagegen 
haben, daß die Marimmsmg zur Tilgung der Staatsſchulden von vornherein 
eſtimmt werde u. at dem Amendement Lasker einverſtanden fein. Da 
ſie dem Hauſe ſo weit entgegenkommt, als ſie irgend dazu im Stande iſt, um 
damit den Wunſch zu bethätigen, ſich in voller Uebexreinſtimmung mit dem 
Hauſe zu finden, ſo giebt ſie ſich ver zuverſichtlichen Hoffnung hin, daß auch 


durch ein einſtimmiges Votum des Hauſes der Credit und die Füllung des 
Staatsſchazes werde genehmigt N (Beifall rechts.) 5 
Abg. Dr, Virchow (für die Commiſſtons⸗Anträge): Die Haltung, welche 
11 ar Commitfionsberatbungen PER wel 
0 ˖ eite dieſe ern dargelegt haben, ſteht 

in vollſtändigem Widerspruch e ene e n reer 80 
in der Sommüfton tauchte die Anſicht auf. daß die Frage des Staatsſcha 
von großem Einfluſſe auf die Entſchließungen dieſes Hauses ſein werde. Von 
dieſer Frage iſt aber in der Vorlage der Staatsregierung auch nicht eine 
Silbe enthalten, auch in den Motiven iſt gar nicht darauf Rückſicht genom⸗ 
men. Das iſt aber auch natürlich; denn der Zeitpunkt, in dem die 
entworfen und unterzeichnet wurde, war ein ganz anderer, als beute; es war 
wei Tage nach der Pritellung der Friedenspräliminarien von Nikols burg. 
Die Lage war damals noch durchaus kriegeriſch und man wollte eine Kriegs 
Anleihe. Man hatte damals noch keine Vorſtellung über die finanzielle 
Lage, über die Höhe der Kriegskoſten ꝛc. 

Wenn nun jetzt bei einer ganz anderen Sachlage die Staatsregierung 
einen anderen Standpunkt einnimmt, fo kann ich perſönlich natürlich nichts 
nüt einzuwenden haben; aber wir müſſen doch deshalb Beier Schritt 
nicht mitmachen, und, weil, man fıtiher eine Anleihe von 60 Millionen zur 
Kriegführung für nöthig hielt, jetzt dieſelbe Summe zur Füllung des Staats⸗ 
ſchatzes verwenden. — Die age, die jetzt vorliegt, iſt alſo einzig die: ſoll 
der Staatsſchatz durch eine Anleihe gefüllt werden? Ich babe mich Icon. in 
der Commiſſion dafür ausgesprochen, ihn bis zu einer gewiſſen Höhe zu füllen, 
aber nur unter der Bedingung derjenigen conſtitutionellen Garantien, welche 
die Möglichkeit eines Conflictes für die Zukunft befeitigen. — Die Herren 
bon jener (der rechten) Seite jagen nun; „Der Staatsſchatz iſt der traditionelle 
Kriegsſchatz; da der König aber oberſter Kriegsherr iſt und unbeſchränkt über 
Krieg und Frieden zu beſtimmen hat, deshalb iſt er auch vollkommen unbe⸗ 
ſchränkt in Bezug auf die Verwendung der Mittel zum Kriege.“ Es iſt nun 
aber durchaus nicht richtig, daß der Staatsſchatz lediglich zu Kriegsausgaben 
verwandt worden it; in einer im Jahre 1850 über den Staatsſchatz an die 
zweite Kammer gemachten Vorlage iſt z. B. dargelegt, daß daraus Mittel 
entnommen find für das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, für 
die Bank zur Bildung eines Betriebscapitals, für Gnadenbewilligungen, für 
Unterſtützungsfonds c.: auch in einer im Jahre 1847 vom Staatsrath 
v. Thiele an den vereinigten Landtag gerichteten Denkſchrift iſt dem Staats⸗ 
ſchaß keineswegs eine jo excluſive Stellung eingeräumt worden; und an keiner 
Stelle der Geſetzgebung finden wir irgend eine Andeutung, wonach der Staats: 
ſchatz lediglich zum Kriegsſchatz beſtimmt ſei. Deshalb iſt auch der oben: 
erwähnte Schluß falſch, und aus dieſem Grunde muß ich mich gegen alle 
Amendements erklären, die von derſelben Vorausſetzung ausgehen. 

„Ich bin auch nicht der Anſicht der Herren, welche in der ganzen Vorlage 
enen annähernden Schritt der Regierung erkennen wollen; ich halte es 
pielmehr für die Pflicht der Negierung, die abe Zustimmung des 
Landtags zur Verfügung über die Mutel des Staatsſchatzes zu haben. 78 
dieſer Anſicht werde ich noch unterſtutzt durch ein Votum des Herrenhauſes 
im Jahre 1859, das damals dem liberalen Miniſterium gegenüber ausſprach, 
daß jedenfalls die Einwilligung des Landtags dazu gehöre, um eine zufällige 
Einnahme in den Staatsſchatz fließen zu laſſen; und wenn der 5 cg. 
miniſter heute ſagte: die Regierung 0 4 großen Werth darauf, dieſe Zu⸗ 
ſtimmung zu erlangen, fo iſt das wohl nicht ganz richtig, er hätte vielmehr 
jagen müſſen, daß er die Zuſtimmung für nothwendig halte. Wenn nun 
aber ein Geſetz nöthig iſt, um dem Staatsſchatze Mittel zuzuführen, jo iſt 
daſſelbe doch gewiß erſt recht dazu erforderlich, um Geld herauszunehmen. 
Bis zum Jahre 1848 hing dies allerdings vom freien Ermeſſen des Könias 
ab; ſeit Einführung der Verfaſſung ſind aber an Stelle des abſoluten Wil⸗ 
lens des Königs die drei Factoren der Geſetzgebung getreten. 

Wenn nun aber die Regierung Vertrauen von uns verlangt, ſo muß ſie 
zuerſt ſelbſt mit offenem Vertcauen dem Haufe entgegentreten; für berech⸗ 
tigte Forderungen ihrer auswärtigen Politik wird fie dann immer eine kräf⸗ 
tige Stüge im Haufe finden. 5 
Der Herr Finanzminiſter hat vorhin unſere politiſche Lage als fo außer: 
ordenklich ſchwierig geſchildert, da die Verhältniſſe weder in Deut ſchland 
noch in Europa in Ordnung wären. Ja, wenn der Herr Finanzminiſter 
die Verhältniſſe von ganz Europa als maßgebend erachtet, muß auch ich aller⸗ 
dings zugeben, daß Europa noch nicht fertig ift (Heiterkeit), das wird wohl 
aber noch ſehr lange dauern, ehe es ganz fertig wird (Heiterkeit); denn ein ſo 
großer Körper wird immer in Bewegung ſein; das bringen ſchon die klima⸗ 
tiſchen und geographiſchen Verhältniſſe mit ſich, und die Völker werden immer 
darnach ſtreben, eine beſſere, friſchere Geſtaltung ihres ſtaatlichen Lebens her⸗ 
beizuführen: wenn man dies als maßgebend annimmt, jo wird unſer Staats⸗ 
ſchatz immer 40 Millionen haben müſſen. — Die Schwierigkeiten der deut⸗ 
ſchen Frage erkenne ich an und glaube von Herzen, daß unſere Regierung 
damit noch nicht weiter gekommen iſt. Der Herr Abgeordnete für Oels hat 
uns nun geſtern den Vorwurf gemacht, daß wir auf der einen Seite große 
kriegeriſche Gelüſte hätten, auf der anderen Seite aber nicht die Mittel zur 
Realiſtrung derſelben bewilligen wollten. Dem gegenüber will ich bemerken, 
daß ich allerdings nicht in der Lage bin, die Pläne der Regierung ſo ae 
zu beurtheilen, weil ich die Details der diplomatiſchen Verhältniffe nicht kenne; 
das will ich aber conſtatiren, daß, nachdem man einen ſo großen Krieg ge⸗ 
macht und fo große Erfolge erlangt, das Feſthalten an der Mainlinie mir 
nicht das nothwendige Reſultat zu ſein ſchien; denn ich verſtehe in der That 
nicht, was gehindert hat, Bündniſſe mit den übrigen deutſchen Staaten ab⸗ 
uſchließen. 3 . 
(eine Gelüſte find durchaus nicht kriegeriſch, ſondern gerade ſehr fried⸗ 
lich; der abgeſchloſſene Friede convenirt mir aber deshalb nicht, weil ich darin 
noch leinen Abſchluß des Krieges ſehe. Ich gehöre nicht zu denjenigen, die 
die Friedensfanfare geblaſen haben; ich habe aber auch den Krieg nicht ge⸗ 
wünſcht, der Staatsregierung jedoch kein Hinderniß dabei bereitet (Heiterkeit 
rechts, Vin ce⸗Hagen lacht laut). Wenn der Herr Abg. v. Winde es nicht 
für möglich hält, daß eine einzelne Perſon der Regierung Schwierigkeiten be: 
ug ſo glaube ich, daß er den Einfluß ſeiner Perſönlichkeit zu gering 
anſchlägt. N 
Krieg bineingetrieben. Allerdings habe auch ich einen Krieg mit Oeſterreich 
für unbermeidlich gehalten, war aber der Anſicht, daß er zu einer anderen Zeit 
glücklicher geführt werden und beſſere Reſultate haben würde. 
rechts.] Ja, meine Herren, der gegenwärtige Zuſtand iſt für mich eben ſo 
unbefriedigend, wie für den Herrn Finanzminiſter, und die Ausſicht auf einen 
neuen Eric it mir durchaus nicht a eben ſo wenig wie der Majorität 
unſeres Volkes. Ruhm und Sieg mögen allerdings wohl ſehr erſtrebenswerthe 
Dinge fein, das preußiſche Volk aber zieht eine friedliche Entwickelung der 
ei 475 ne Re f (Schr age links.) Deshalb 

i gar nicht dafür begei „für die i i 
1 u füllen. f > Berhältnife if wenne 

ei der Lage der europäiſchen Verhältniſſe iſt es übrigens durchaus nicht 
wahrſcheinlich, daß an einem Tage plötzlich zwiſchen Gee en len 
ausbricht: es iſt deshalb immer fo viel Zeit vorhanden, um die Landesver⸗ 
tretung um den Thron zu verſammeln und die nöthigen Mittel ſich bewilligen 
zu laſſen. Ich habe nun die Ueberzeugung, daß die Mittel, welche die Com⸗ 
miſſton der Regierung zur Verfügung ſtellt, vollkommen ausreichend find, um 
die Schwierigkeiten der nächſten Zeit zu decken. Durch das Amendement 
overbeck, dem ich mich anſchließe, wird der Regierung eine große Frei⸗ 
eit eröffnet; dazu kommt, daß ihr ſicherlich noch andere Summen aus den 
Iaufenben Einnahmen zur a fteben; es kommen dazu die noch nicht 
in Anſchlag gebrachten Kriegskoſten⸗Entſchädigungen von Heſſen, Sachſen. 
(Der Kriegsminiſter tritt ein.) Nach den Andeutungen der Thronrede iſt ſer⸗ 
ner die Ausſicht eröffnet worden, daß unſer bisheriger Militäretat durch den 
utritt der annectirten Länder und der norddeutſchen Bundesſtaaten eine Er⸗ 
Nun erfahren wird, ſo daß nach dem bisherigen Etat Erſparniſſe ein⸗ 
treten werden. Einen weiter gehenden Credit zu eröffnen, ohne die conſtitu⸗ 
tionellen Garantien, die jeit 1850 dom Haufe der Abgeordneten conſeguent 
verfolgt find, bin ich aber nicht im Stande. Deshalb werde ich für die Com⸗ 
miffionsanträge fimmen. (Beifall links, Ziſchen rechts.) 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich nehme noch Gelegenheit, mich über 
das Amendement Tweſten auszuſprechen. Die Regierung erkennt auch in 
dieſem Amendement ein Entgegenkommen an, indem daſſelbe der Regierung 
60 Millionen bewilligen will und die Frage unerörtert läßt, ob eine Summe 
davon in den Staatsſchatz gebracht werden könne; es ſcheint in dem § 4 deſ⸗ 
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Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


mit der Vorlage der Staatsregierung. Schon] S 
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(Heiterkeit links.) Ich habe die Regierung nicht mit in den deutſchen 2 
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einmal, en Tatzen zweimal erſchelnt. 


Mittwoch, den 26. September 1866. 


ſelben das ſucſhegende Zugeſtändniß deſſen ent 
die Regierung die Vorſchl 
darin ausdrücklich die 


Abg. Tweſten: M. H.] Zu der Zeit, als ich mein Amendement vorbe⸗ 
reitete, ſchien es nach der Stimmung im Haufe ſowohl wie in der Commiſſion, 
daß das Haus keine Bewilligung ausſprechen würde, und dieſe Beſorgni 
war es, die mich veranlaßte, mein Amendement zu ſtellen. Seitdem 185 
allerdings allerſeits die Phyſtognomie geändert und ich fürchte jetzt umgekehrt, 
daß das Haus für die Zukunft ein falſches und gefährliches Princip ſanctionitt. 
Das iſt der Grund, warum ich an meinem Amendement feſthalten muß und 
der Erwartung des Herrn Finanzminiſters nicht entſprechen kann. Ich glaube, 
durch mein Amendement würden wir vollkommen derjenigen Intention der 
Regierung entſprechen, welche auf eine ——— sbereitſchaft ge⸗ 
richtet iſt, und dazu bin ich bereit. Die 30 Millionen will ich daher bis zum 
Jahre 1870 zur vollſtändigen Dispoſition der Regierung ſtellen, von da an 
aber wieder nur von der Genehmigung der 9 — Era abhängig 
machen. Der Herr une hat die Bewilligung des Credits als ein 
Vertrauensvotum verlangt, wegen der auswärtigen politiſchen Lage. Nun 
dieſe auswärtige Lage iſt auch für mich der einzige Grund, warum ich glaube, 
die Summe in der ganzen Höhe, wie die Regierung ſie verlangt, bewilligen 
5 müſſen. Meine Herren, ich erinnere an die Rede des Herrn Thiers im 

ai dieſes Jahres, wo er den Grundſatz ausſprach, daß Frankreich gegen 
die deutſche Einheit noch mehr ſich erheben müſſe, als gegen die italienische, 
und das im Namen des europäiſchen Gleichgewichts, d. h. de la prépon- 
derance légitime de la France. 

Der Herr Minifter der auswärtigen Angelegenheiten hat gezeigt, daß er 
Gelegenheiten nicht blos zu benutzen, ſondern auch zu machen weiß, um die 
Einheit Deutſchlands herbeizuführen. Bisher glaubte man, daß die italieniſche 
Einheit die größte Veränderung ſeit 1815 * jetzt iſt es die bis zu einem 
gewiſſen Grade errungene deutſche Einheit. Die kaiſerliche Regierung in 
Frankreich hat dieſem gegenüber allerdings anders geſprochen als Herr Thiers, 
das Rundſchreiben des Miniſters Lavalette läßt eine Einmiſchung Frankreichs 
vorläufig nicht befürchten. Aber ſelbſt dies Schreiben conſtatirt die tiefe, in 
Frankreich herrſchende Erregung; außerdem wird dort die neue Reorganiſation 
der Armee vorbereitet, und nach heutigem Sprachgebrauch iſt bekanntlich Re⸗ 
organisation der Armee nur ein Euphemismus für die Vermehrung derſelben. 
Ich gehöre zu denen, die den Frieden mit Frankreich wünſchen; aber ein friede 
liches Verhältniß iſt nicht moglich, ſo lange noch der Grundſatz proclamirt 
wird, daß, ſobald irgend eine Veränderung in Europa vorgeht, Frankreich 
Compenſation bedarf. Und für den Augenblick iſt jetzt unſere Lage ohne 
Zweifel gefährlicher, als ſie es vor dem eben beendeten Kriege war. a 
halte zwar die Ausſchließung Oeſterreichs für die erſte Bedingung einer 
beitlichen Geſtaltung Deutſchlands. Aber wir werden uns nicht verheblen 
können, daß für die nächſte Zeit die Lage des preußiſchen Staates gefährlicher 
geworden iſt. Selbſt das lockere Bundesverhältniß gab doch immer eine nes 
wiſſe Garantie für ein einheitliches Zuſammengehen gegen das Ausland und 
dies hat ſich jetzt in ſein Gegentheil verwandelt. Oeſterreich wird offenbar in 
den nächſten Jahren ein eifriger Bundesgenoſſe jedes etwa auftretenden Fein⸗ 
des Preußens ſein. Und darum werden wir nicht blos bereit ſein müſſen 
zur Vertheidigung, ſondern auch zum Angriff, und dieſe Rückſicht, daß Preu⸗ 
ßen ſowohl militäriſch wie finanziell bereit ſein muß, iſt der Grund, in Folge 
deſſen ich die Forderung der Regierung nicht bemätelt, ſondern ihr vollſtändig 
zur Dispoſition geſtellt zu ſohen wünſche. 

In dem Geſetzentwurfe iſt allerdings von einer Kriegsbereitſchaft für die 
Zukunft keine Rede; er thut, als ob die Summe zur Beſtreitung der Koſten 
des bereits geführten Krieges gefordert würde. Nach den Motiven ſtellt 
ſich aber die Sache anders; danach ſollen dieſe Mittel theils allerdings zur 
Beſtreitung der gemachten Ausgaben, theils aber zur Aufrechterhaltung der 
Kriegsbereitſchaſt, ſowie um eine fernere Action für die Zukunft zu ermög⸗ 
lichen, dienen. Ich nun übernehme nicht die Verantwortung, die Regierung 
in der auswärtigen Politik zu hemmen, darum will ich ihr dies Vertrauens⸗ 
votum geben. Trotzdem habe ich nicht die Abſicht dabei, wie ſie der Herr 
Finanzminiſter in der Commiſſion ausgeſprochen, dieſe 30 Millionen definitiv 
in den Staatsſchatz zu legen. Der Finanzminiſter mag dies ja immerhin bis 
zum Jahre 1870 thun, und in dieſer Beziehung iſt das Amendement des 
Abg. Michaelis gewiß correcter als das meinige, aber ich will das lieber 
ſtillſchweigend peſcehen laſſen, als ein ſo falſches Princip durch ein von uns 
ausgehendes Geſetz proclamiren. Wird mein Amendement angenommen, jo 
kann die Regierung dieſe 30 Millionen in den Staatsſchatz legen, aber ſie 
kann dieſelben nicht für immer unter das Geſetz des Staatsſchatzes ſtellen, 
ſondern muß dieſelben ſpäterhin entweder zur Schuldentilgung anwenden, 
oder ſich Betreffs derſelben an uns wenden. 

Was übrigens die Höhe der Summe, die 30 Millionen anbetrifft, fo iſt 
dieſelbe nach den Zahlenangaben der Regierung berechnet. (Redner ſetzt die 
Zahlenverhältniſſe des Näheren auseinander.) Mir bleibt auch jetzt noch der 

auptgeſichtspunkt der, daß 30 Millionen geſchaffen werden ſollen zu fernerer 
Kriegsbereitſchaft, unabhängig von denjenigen Summen, die als Ausgaben 
für den beendeten Krieg zu rechnen ſind; ſie bleiben alſo für die Zukunft 
disponibel. Der eigentliche Unterſchied aber zwiſchen meinem Antrage, der 
Vorlage der Regierung und dem Amendement Michaelis iſt der, daß ich in 
der That nur eine Anleihe für die gegenwärtigen Zeitverhältniſſe, nicht aber 
5 den Staatsſchatz will, und das iſt kein Vertrauensvotum, ſondern eine 

rage der Finanzpolitik und des Finanzrechts. 5 1 

Der Herr Abg. Glaſer betrachtet den Staatsſchatz als eine ökonomiſche 
Einrichtung und verweiſt auf die Erfahrungen dieſes Jahres, um feine Noth⸗ 
wendigkeit zu beweiſen. Ein Staatsſchatz don 20 Millionen koſtet aber in 5 
Jahren 5 Midlonen, und wenn man in ſchweren Zeiten bei einer Anleihe von 
20 Millionen auch 1 Million einbüßen muß, hat man doch noch einen Ge⸗ 
winn von 4 Millionen im Vergleich zum Staatsſchatze. Schon unter Friedrich 
dem Großen hatten die Ausländer immer die Meinung, daß ein großer Staats⸗ 

ein Unglück ſei. Wiſſenſchaftlich iſt auch die Frage längſt 28 
daß in wirthſchaftlicher Beziehung ein Staatsſchatz erheblichen Nachtheil bringt. 
Wenn man denſelben alſo beibehalten will, jo muß man ihn aus politiſchen 
Gründen vertheidigen, und augenblicklich ſcheinen mir dieſe allerdings unzweir 
felhaft dafür zu ſprechen. 

Man jagt, es ſei im Mai dieſes Jahres der Regierung age er gewe⸗ 
ſen, eine Anleihe zu erlangen. Erlangt hätte ſie dieſelbe wohl, aber mit er⸗ 
heblichen Verlusten, und doch iſt, wenn wir bedenken, daß wir 6—7 Jahre 
lang über 15 Millionen im Staatsſchatze liegen gehabt haben, dies Geld des 
Schatzes weit theurer, als die etwaigen Verluſte bei einer Anleihe. Außerdem 
aber kamen in dieſem ſpeciellen Falle noch andere Gründe dazu, um die An⸗ 
leihe zu erſchweren. 
aufgenommen werden ſollen, denn ſchon damals erklärte der Herr 
daß eine Kriegsbereitſchaft nothwendig fei, und wenn er das erklären konnte, 
fo konnte er auch eine Anleihe aufnehmen, und das Einzige, was damals im 
Wege ſtand, war das Verhältniß zur preußiihen Landesvertretung. Und fo 
iſt auch überhaupt der Grund, warum die liberale Partei gegen den Staats⸗ 
ſchatz iſt, hauptſächlich eine Frage der inneren Politik. Der Staatsſchatz iſt 
kein conſtitutionelles Inſtitut, er iſt nicht rer mit dem Einfluſſe der 
Landesvertretung, weil er es der ng möglich macht, ein dem Lande 
verhaßtes Syſtem der inneren Verwaltung aufrecht 8 erhalten und ſich üben 
das Votum der Landesvertretung — — as iſt auch der 
innere Grund, warum von Seiten der Regierung der Staatsſchatz gew 
werden kann, während andererſeits gerade dieſer Staatsſchatz = unde 
den Anlaß dazu giebt, daß jede augenblickliche Meinungsverſchleden 1 
einem Conflicte getrieben werden kann, weil die Regierung in der Lage iſt⸗ 
immer die Macht in Händen zu haben. egrigrello u sind ane ee 

Aber ich will ja bier die Sache nicht principiell entſcheiden, und führe: 
dies Alles nur an, weil ich keine An beite für den Staats will, denn 
die Zeit iſt dazu nicht ibn e ee ene 
fragen muß der Zukunft überlaſſen bleiben. eee r hat: 
jemals eine Anleibe aufgenommen, um den Staatsſchatze zu füllen. Das iſt⸗ 
das Princip des Staatsſchatzes übertreibend; damit wird das Princip feſtge⸗ 
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ſtellt, daß der Staatsſchatz zur Zeit eines Krieges nur Vorſchüſſe an den 
Staat leiſte, die an ihn zurückgezahlt werden müſſen, und das iſt ein 


o unerhörtes Princip, daß ich demſelben meine Zuſtimmung nicht ge⸗ Frageſtellung. 


en kann. 


Was das Maximum in dem Amendement Michaelis anbetrifft, jo kenne[ Bockum⸗Dolffs die Theilung des 8 


— 


2494 
Der Präſident entwickelt vor Eintritt in die Specialdiscuſſion feinen 
Plan zur rung derſelben, ſowie die von ihm in Ausſicht genommene 
Das Haus tritt feinen Vorſchlägen nach einigen Einwürfen, 
die von dem Abg. Grafen Bethuſ A ausgehen und nachdem Abg. bon 
3 des Amendement Michaelis gewünſcht 


ee a = 
— EG 


ich allerdings feine Gründe dafür nicht, dech kann ich mich wohl an das hal⸗ hat, um nicht neben dem Kriegsſchatz noch einen zweiten Staatsſchatz geneh⸗ 
ten, was eine Zeitung, der Michaelis nahe ſteht, darüber bringt, und danach] migen zu müſſen, durchweg mit lebhafter Zuſtimmung bei. 


läuft die Sache darauf hinaus, daß man, um Ueberſchüſſe, die in den Staats» 


Der. Präfivent eröffnet die Discuſſion über § 1 der Regierungs⸗ und 


ſchatz fließen, zu vermeiden, ſelbſt mißliebige Ausgaben votiren muß. Der] Commiſſionsvorlage. 


wirkliche Grund aber iſt allein der, daß unſerer theoretiſchen Machtvollkom⸗ 


Abg. Graf Schwerin (gegen § 1 der Commiſſtonsvorlage). M. H.! 


menbeit in Betreff der Ausgaben⸗Bewilligung unſere praktiſche Ohnmacht | Wir bewilligen der Regierung die Anleihe aus dem Grunde, um dem Herrn 
über die Einnahmen gegenüberſteht, und daß, fo lange wir nicht das Recht] Miniſterpräſidenten einen Beweis des Vertrauens in die Führung der aus: 
der Einnahme⸗Bewilligung haben, auch das erſtere ſehr leicht durchbrochen] wärtigen Politik zu geben, um die Anerkennung deſſen auszuſprechen, was 


werden kann. Es ſcheint mir über haupt eigenthümlich, zu ſagen, wir follten | geſchehen iſt und die Zuſicherun 


den Staatsſchatz lieber jetzt auf einmal füllen, weil die Regierung ſonſt doch 


immer beſtrebt fein würde, durch die Ueberſchüſſe ihn zu füllen, und daß wir herab gegen eine Creditbewilligung für die 


unſerer Unterſtützung dieſer Politik auch 
Jahre 1862 von dieſer Tribüne 


für die Zukunft zu geben. Als ich im 
Regierung ſprach, erklärte ich, 


das Maximum bewilligen ſollen, damit fortan das Intereſſe der Regierung daß ich nur unter zwei Bedingungen einen ſolchen Credit bewilligen könne: 


und Landesvertretung zuſammenfalle. Haben wir einmal ein 


feitgeftellt, fo werden wir ſpäter auch höhere Summen bewilligen müſſen, wie | ich Vertrauen zu den 


der Finanzminiſter das ſchon angedeutet hat. 


aximum | 1) wenn ein klares Programm der Regierungspolitik vorliege, oder 2) wenn 


ännern haben könne, welche die Politik führen. 


Damals waren beide Bedingungen für mich nicht vorhanden. Heute 


ann mache ich auch darauf aufmerkſam, wie viel Mittel der Regierung kann ich zu meiner Freude bekennen, daß ich mich geirrt habe. (Bravo rechts.) 


noch außerhalb des Staatsſchatzes zu Gebote ſtehen. — Mit der Annahme Das Programm der auswärtigen 
H., machen wir nur eine ben en d die ganz jetzt klar vor, und wir wollen dur 
ertrauens⸗ daß fie ihr Ziel, die Einheit Deutſchlands und die Macht Preußens innerhalb 


meines Amendements, m. n w ; edingı 
außerhalb der gegenwärtigen Verhältniſſe liegt. Wir ertheilen ein 


un unſerer Staatsregierung liegt uns 
unfer Votum die Regierung fräjtigen, 


betum für die auswärtige Politik; aber Vorurtheilen entgegenzutreten, das des geeinigten Deutſchlands, erreichen kann. Daß der Herr Miniſterpräſident 
iſt unſere Pflicht, und wenn es dahin kommt, daß wir gegen unſere Ueber: |unaufhaltiam nach dieſem Ziele ſtreben wird, das Vertrauen hobe ich heute 


zeugung einen inconſtitutionellen Grundſatz gut heißen, daß wir uns aus 
äußeren Rückſichten dazu beſtimmen laſſen, dann arbeiten wir ſelbſt dem Ab: 
ſolutismus in die Hände. 
dürfen wir darum nicht die Zukunft lahmlegen. 


das Taciteiſche „ruere in servitium“ anwenden. Darum thun Sie das nicht 25 


nicht! (Bravo!) 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich habe mich in der Hoffnung getäuſcht, regierung erklärt hätte, daß ihr die 


daß der Hr. Abg. Tweſten ſein Amendement fallen laſſen und ſich dem der 
Abgg. Michaelis und Roepell anſchließen werde. Durch die von ihm vorge⸗ 
. Beſtimmung, wonach am 1. Januar 1870 der alsdann nicht ver⸗ 
rauchte Beſtand der Staatsſchulden⸗Verwaltung überwieſen werden ſoll, wer⸗ 
den die Zwecke nicht erfüllt, welche die Regierung bei ihrer Vorlage im Auge 


Wenn wir für die Gegenwart das Nöthige thun, Die vorliegende Frage iſt deshalb für mich keine 
Sonſt dürfte man auf uns weſentlich politiſche. 


zu ihm und ſpreche es gern öffentlich aus, indem ich damit zu gleicher Zeit 
die Anerkennung deſſen verbinde, was er bereits geleiſtet hat. (Bravo rechts.) 
Fnanzielie, fondern eine 
S Es kommt mir deshalb auf die Höhe der Ziffer gar 
ich hätte auch 90 Millionen bewilligt. Meine Freunde und ich wür⸗ 
alb für die Regierungsvorlage geſtimmt haben, wenn nicht die Staats⸗ 
\ ) Annahme des Amendements Michaelis 
leichbedeutend mit ihrer Vorlage wäre. So werden wir denn für dieſes 
mendement ſtimmen. (Bravo rechts.) 
Es wird nunmehr § 1 der Regierungsvorlage: „Der Kriegs⸗ und Marines 
Miniſter wird zu den durch den Krieg gegen Oeſterreich und in Deutſchland 
veranlaßten außerordentlichen Ausgaben ermächtigt“ mit großer Majorität 


den des 


hatte. Da der Herr Abgeordnete bei ſeinem Amendement verbleibt, jo kann angenommen; dagegen nur ein Theil der Fortſchrittspartei, der polniſchen 
die Regierung ihm nur entſchieden widerſprechen. Er hat ſich über die Un⸗ und katholiſchen Stadion. 6 fc tiuspu wenns 


zweckmäßigkeit des Staatsſchatzes ausgelaſſen, zuerſt aus wirthihaftlicen 
Gründen. Nun wird es Niemand einfallen, den Staatsſchatz aus wirthſchaft⸗ 


lichen Gründen zu empfehlen; man wird nicht glauben machen wollen, daß] Amendements Tweſten, Nr. I., IL, III., IV, des 


Es folgt nun die Debatte, eröffnet über die SS 2, 3, 4 und 5 der Regie⸗ 
rungsvorlage, J 2, 3 und 4 der Commiſſionsvorſage, SS 2, 3, 4 und 5 des 
mendements Michaelis 


die Hinterlegung einer Summe Geldes an ſich wirthſchaftlich rentabel ſei. und das Amendement Lasker. 


(Der Miniſterpräſident Graf Bismarck tritt ein.) 


Abg. Michaelis (gegen den Commiſſionsantrag und für fein Amende⸗ 


Wollte man aber nur wirthſchaftlich ſich empfehlende Inſtitutionen als] ment). Der Hauptgrund weshalb ich mein Amendement ftellte, ift der, daß 


zweckmäßig anerkennen, ſo würde man dahin kommen, auch die ganze 
als eine Einrichtung bezeichnen zu müſſen, die an ſich 


Politikern ausgeſprochen worden, es ſei Zeit genug, eine Armee zu bilden, 
wenn man in einen Krieg gerathe. 


unſerer Feinde in Erfüllung gegangen? Eine ähnliche Anſtalt zur Vertheidi⸗ 


ge des Landes iſt der Kriegsſchat. Der Herr Abg. Tweſten widerſpricht Bahnen hineinkommen und die Garantie für eine 


ch aber ſelbſt, wenn er gleichwohl bis zum Jahre 1870 auf's Ungewiſſe 
Summe zinslos hinlegen will: wer bürgt denn dafür, daß nach dem 1. 


Kriegsſchatz nicht mehr nothwendig iſt, ſo ſehr auch dem Herrn Abgeordneten 
die Gabe beiwohnen mag, die Dinge im Voraus zu beurtheilen! 


dauernd ein bereiter Kriegsſchatz der bereiten Armee zur Seite ſtehe, 
und ich hege das Vertrauen, daß die Landesvertretung, die ja mit der gegen⸗ 
wärtigen Politik der Regierung überall ſich einverſtanden befindet, ihr auch 


gm sung 5 5 A 1 Gum Sie deshalb der Regier 
5 8 . Mittel, welche nöthig ſind, um die ruhmd 
nuar 1870 die Geſtaltung der 1 ff eine fo fertige iſt, daß ein bereiter rigen Aufgabe zu vollenden. ach 


5 ; € ie Regie: | mung gefhritten; die 
rung hält es für ganz unerläßlich, daß nicht nur für jetzt, ſondern daß] werden mit großer Maste abgelehnt, 


— liter em 00 ch 5 . 5 wieder ebenſo binge: 
5 * „muß 1 re iſſen will, wie es vor dem Kriege ftand; alte dies für ein nobile 
Gründen nicht rentabel wäre. (Heiterkeit rechts.) In der That iſt auch von | officium dieſes iu Ae 1 . 


s Hauſes, nachdem ein Krieg geführt iſt, mit deſſen Zielen und 
Reſultaten wir einverſtanden ſind. — Der Staatsſchatz koſtet allerdings dem 


\ Ja, meine Herren, hätten wir nicht eine] Lande, er bringt aber auch indirect wieder Güter ein, unter denen das Ger 
fertige Armee gehabt, was wäre aus Preußen geworden, wären die Abſichten] fühl ver Sicherheit nicht als das am geringſten anzuſchlagende iſt. 


; Durch die 
Annahme meines Amendements werden wir wieder in verfaſſungsmäßige 
verfaſſungsmäßige Regie⸗ 
egierung die 
begonnene Löſung ihrer ſchwie 

(Bravo rechts.) 


Der Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen und zur Abſtim⸗ 
2, 3, 4 und 5 des Tweſteniſchen Amendements 
dafür nur circa 15 Stimmen; 


das Amendement Lasker dagegen mit großer Majorität angenommen; 


dafür auch ein großer Theil der Conſervativen. 
Darauf wird über das Amendement Michaelis namentlich abge⸗ 


die Mittel dazu gewähren wird, vor allen Dingen eine bereite Summe, nich tſſtimmt und daſſelbe mit 230 geren 83 Stimmen angenommen; dagegen 


propiſoriſch, ſondern definitiv! 


Miniſterpräſident Graf v. Bismarck: Ich bin leider nicht im Stande, ſchrittspartei und des linken Centrums, u. A. die Abgg. André, Dr. Beitzke 
meine Herren, dieſer wichtigen Discuſſion fo zu folgen, wie ich es wunſchte, Dr. Bender, Caspers, Claffen: 00. A 5 bie, 
0 5 dem Drange nicht widerſtehen können, mit wenigen Worten|pienne, Dahlmann, 
eine Bitte an Sie zu richten, nämlich die Bitte, dieſe Vorlage weniger vom Gneiſt, G 
verfaſſungsmäßigen als vom politiſchen Standpunkte aufzufaſſen. (Sehr rich⸗[beck, Dr. 
tig! rechts.) Mit dieſer Vorlage richtet die königliche Regierung in der Haupt⸗Runge, 
ſache die Frage an Sie, ob Sie Vertrauen zu der bisherigen 2 der! Dr, Vit 
e 


habe aber doch 


auswärtigen Politik haben, ob Sie Zeugniß ablegen wollen für den feſten 
Entſchluß des preußiſchen Volkes, die Errungenſchaften des letzten Krieges 
feſtzuhalten und zu vertheidigen, wenn es nothwendig ſein wird. 
Bravo! rechts.) Ich hoſfe, daß die letzte Nothwendigkeit nicht eintreten wird, 
ich hoffe, daß wir in den nächſten Jahren dasjenige, was wir uns in dieſem 

erbſte vorgeſetzt haben, zum Heile Deutſchlands friedlich werden entwickeln 


önnen. Die Gewißheit davon aber haben wir nicht; amtliche Kundgebungen von den Beſitzern 
überzeugen uns leider, daß in der kaiſerlichen Hofburg zu Wien mit dem ſerſetzt werden ſollen. 


(Sehr gut!] Entwurfs und VII. des Amendement Michaelis nimmt das 


. die katholiſche und polniſche Fraction, ſowie ein Theil der Fort⸗ 
Kappelmann, Cornely, Cou⸗ 
Duncker, Elven, Frentzel, Frommer, Dr 
roote, Hagen, Harkort, Heyl, Hoppe, v. Hover⸗ 
Jacoby, v. Kirchmann, Laßwitz, Dr. Baur, 
Schulze⸗ Berlin, v. d. Straeten, Taddel, Tw 
cho w, Ziegler, Dr. Becker. 
Sodann wird auch § 6 der Regierungsvorlage unverändert angenommen. 
Bei der Debatte über § 7 der Regierungsvorlage, $ 6 des . ſions⸗ 

ort 

Abg. Röpell: Der Herr Finanzminiſter hat in der Commiſſion das 
Verſprechen abgegeben, daß dem nächſten Landtage ein Geſetz vorgelegt werden 
folle, wonach die 5%, Millionen, welche für die Grundſteuerveranlagung noch 
einzuziehen find, dieſen erlaffen und aus der Staakskaſſe 
Ich frage den Herrn Finanzminiſter, ob es noch in der 


eſten, 


ieden der Geift der Verſöhnlichkeit nicht fo, wie wir es gewünſcht hätten, Abſicht der Staatsregierung liegt, dieſe Zuſage zu erfüllen. 


gezogen iſt. 
Die Lage der Dinge im Orient iſt Ihnen bekannt, wir hoffen, daß ſie ſich 
friedlich entwickeln werde. Wäre dies aber nicht der Fall, m. 


H., fo können welche dieſe Koſten ſchon bezahlt hätten, 


Finanzminiſter v. d. Heydt bejaht dleſe Frage. 
bg. b. Pincke (Hagen) legt im Intereſſe der weſtlichen . 
Proteſt hiergegen ein, und wünſcht, 


die Gefahren ſich dort ſehr plötzlich zu einer ernſteren europäiichen Conſtellation daß die Beſtimmung aufrecht erhalten bleibe, wonach die einzelnen Pros 


herausbilden. 


einen Credit zu nehmen, ſind wir in der Lage, dann eine Anleihe von Ihnen 


zu verlangen zu einer Zeit, wo der Geldmarkt ſchlecht, wo er vielleicht, wie 


in dieſem Frühjahr, ſo gut wie gar nicht vorhanden iſt, wo jede Kundgebung 


In dieſem Falle, wenn wir leine Bolmatt von Ihnen haben, vinzen vie Koſten zu tragen haben. 


Nach einer kurzen Bemerkung des Abg. Grafen Schwerin wird ſodann 
f 7 mit dem Amendement Michaelis angenommen; ebenſo die Ueber⸗ 
chriſt des Geſetzes mit dem Amendement Michaelis und ſchließlich das 


der lien Regierung nach diefer Richtung hin öffentlich mit der Vorauss ganze Geſetz in der bei den einzelnen Paragraphen beſchloſſenen Form mit 
Di des Krieges nothwendig dazu dient, die Spannung der Situation zu er⸗ großer Majorität. e ene ee 8 


fordern (Sehr wahr! rechts.); zu einer Zeit, wo 


öhen und die Gefahren zu € , 
Mittel iſt, die Gefahren zu beſchwören, wo jedes 


chweigen das richtigſte 


. iſt dieſer Gegenſtand erledigt. 
Es werden ſodann verſchiedene Petitionen nach dem Antrage der Com⸗ 


Sryrechen einer verdeckten oder offenen Herausforderung der Gefahr ähnlicher | miffion als nicht geeignet zur Erörterung in pleno erachtet. 
ſieht (Bravo rechts). Treten keine ſolchen Fälle ein, in welchen wir auf dieſen 0 RR N 0 


Schluß der Sitzung 2% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Tages: 


Credit zurückgehen müßten, fo können Sie verfihert fein, meine Herren, und ordnung: Wahlprüfungen. 


ich verſpreche es im Namen der Regierung, daß zu anderen Zwecken als zu 
denen der Landesvertheidigung keine Verwendungen aus dieſem Credit gemacht 
werden ſollen. * : £ 

Wir haben uns in dieſem Frühjahr, ungeachtet des vollſtändigen Verſa⸗ 
gens des Geldmarktes — es handelte ſich nicht um gute oder ſchlechte Be⸗ 
dingungen, ſondern Geld war abſolut eben ſo wenig zu haben für eine ſolide 
e wie die preußiſche, wie für den ſolideſten Hausbeſitzer auf 


Breslau 26 Sept. Walſerſtand.] O.⸗B. 13 F. 6 3. U.⸗P. — 5. 5 Kl. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien. 26. Sept. Die „Wiener Zeitung“ meldet amtlich: Baron 
Baumgarten iſt unter Verleihung des Großkreuzes des Leopolds ⸗ 


n unberſchuldetes Haus; wir haben uns aber helfen können, weil die Kaflen | Ordens des Statthalterpoſtens in Galizien enthoben, durch Golu⸗ 


des Staates nach guter preußiſcher Wirthſchaft reichlich gefüllt waren und chowski 


weil die Vorräthe, die zum Kriegführen dienen, reichlich vorhanden waren. 
In dieſen 2 bat natürlich das letzte Jahr Lacken geriſſen, die nothwen⸗ 
jert werden müſſen, wenn wir gleich kräftig künftigen Gefahren 


erſetzt, und Graf Rothkirch⸗Panthen zum Statthalter Böhmens 
ernannt worden. 
Tegethoff iſt mit Beſtimmung anderer Dienſtverwendung des Es ⸗ 


egenüberſtehen wollen. Der Ueberſchuß über dasjenige, was zu dieſer Auf: | cadre ⸗Commando's enthoben und der Linienſchiffs⸗Capitain Pokorny 


beſſerung nothwendig ſein wird, wird eben nur in Verwendung treten, inſo⸗ 
weit und falls die Landesvertheidigung es unbedingt fordert. In dieſem 
ö ä Ihre Bewilligung, daß die Ver: 
ſöhnung der Geier, daß die Adſicht, gemeinschaftlich das Wohl des Landes, 


kung des Abg. 5 5 
atter ; 


zum Escadre⸗Commandanten, Wipplinger zum Gentral-Sanzleivor: 


amburg 3 Mon. 13 Mk. 8% Sch. Wien 13 Fl. 20 Kr. — J 
15 heute 230,000 Pfd. St. eingezahlt worden. — Sehr ſchönes Wetter. 


Frankfurt a. M., 25. Sept., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Nicht, animirt, 


% 
pro 1882 74%. Oeſterr. 


Nahe⸗bahn —. Ludwigshafen⸗Bexbach —. Heſſiſche Ludwi —. 1854er 
Looſe —. 1860 r Looſe 624%. 1864er 850 Vedische e 51%. 
Kurheſſ. Looſe 53%. Deſierr. National⸗Anlehen 51. 5% Metalliques 44. 
4% % Metalliques 38%. - 

Wien, 25. Sept. (Abendbörſe.) Unbelebt. Credit⸗Actien 153, 10, Nord⸗ 
bahn 165, 00. 1860er Looſe 80, 1 66. 

Franz. Staatsbahn 189, 10. Galizier —, —. 

Hamburg, 25. Septbr., Nachm. 2 
Altona⸗Kieler Eiſenbahn⸗Actien alte 138, neue 132%. 
National⸗Anleihe 51%. Oeſterreich. Credit⸗Actien 58. eſterreich. 1860er 
Looſe 61%. ericaner —. Vereinsbank 108%. Norddeutſche Bank 118. 
Rbeiniſche 115%. Nordbahn 68%. Finnländiſche Anleihe —. 1864er Aufl. 
Prämien⸗Anleihe 31%. 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 77%. pCt. Verein. 
Staaten⸗Anleihe pr. 1882 67%, Disconto 4 pCt. Wien 98 not., 100 bez. 
Petersburg 26% not., 25% bez. - 

Hamburg, 25. Septbr. [Getrefdemarkt!] im Allgemeinen 9175 aber 
feſt. Weizen pr. Septbr.⸗Octbr. 5400 Pfd. netto 130 Bancothaler Br., 129 
Gld., pr. Oetbr.⸗Nopbr. 127 Br., 126 Gld. Roggen pr. Septbr. » 
5000 Pfd. Brutto 78% Br., 77% Gld., pr. Oetbr.⸗November 78% Br., 77% 
Gh. Oel loco 27%, pr. September 27%. Kaffee ruhig Zink geſchäfts⸗ 
los. — Wetter ſehr ſchön. 

Liverpool, 25. Sept., Mittags. Baumwolle: 15,000 Vallen Umſatz. 

Middling amerikaniſche 13%, middling Orleans 14%, fair D a 9%, 

dod middling fair Dhollerah 9, middling Dhollerah 8%, Bengal 7%, 
Bande 7%, Oomra 10—10%, Pernam 16. 

Paris, 25. Septbr., Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. September 102, 00, 
pr. October⸗Dezember 102, 00, pr. Januar⸗April 102, 50. Mehl pr. Septems 
He 2 9 pr. Nobembers Dezember 72, 00. Spiritus pr. October⸗Dezem⸗ 

er 65, 00. 


Breslauer Börfe_ vom 26. Septbr.] [Schluß ⸗Courſe.] 1 Uhr 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 76 ½— f bez. Oeſterr. Banknoten 78 
—79% bez. Schleſ. Rentenbriefe 924 bez. u. Br. Schleſ. Pfandbriefe 87 
— bez. Kae: National⸗Anleihe 53% Gld. Freiburger 136% Br. Neiſſe⸗ 
Brieger —. Oberſchleſ. Litt. A. u. O. 166 bez. u. Gld. Wilhelmsbahn 51% 
Br. Oppeln⸗Tarno⸗witzer —. Oeſterr, Creditdank⸗Actien 59—% bez. u. Gld. 
Schleſ. Bank⸗Verein 112 Br. 1860er Looſe 63% Gd. Amerikaner 75—74% 
—% bez. Warſchau⸗Wiener 57% Br. Minerva 33% Br. 

Breslau, 26. Septbr. Preiſe der Cexealien. 
Feſtſezungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen, 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


er Deiterr.s 
Böhmische Weſtbahn —, —. 
30 Min. Unbelebt, aber feſt. 
Schluß⸗Courſe: 


Us ee — — 
Peizen, w. alter 88 — 92 84 7882 Roggen, neuer. 57—58 56 55 
dto. weiß. neuer 85—89 82 76-79 Gerſte 47—48 46 — 
do. gelber, alter 81-88 82 78-80 Hafer . ⁊. 25—26 24 23 
do. do. neuer 8386 81 76-79 Erbſen 62—65 59 54—57 


Roggen, alter. . 59—60 58 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
der Marktpreiſe von Raps und Rübſen. 


Babs 210 200 180 
Sommern, . e e vr. 150 Pfd. Brutto in Got, 
Bolten 152 142 136 


Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 


5 14% rer Br., 14% 2 en 
Dfficiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Etr. — . 
— Ctr. Rapskuchen. — Sir. Rubel — Ctr. Leind. — Qrt. Spiritus 


Berliner Börse vom 25. Septbr. 1866. 


Eissnbahn-Btamm-Aotlen. 


Fouds- und Gsid-Oourae, | 


3 4 0. 
Staats-Anl. von 186% 104 bz. ro 1864 1965 Et. 
dito 1850, 6214 7 05 winnen 
dito 188304 97% bz. Aschen-Mastrich! — 31½ be. 
dito 185441, 6% J. ba. Amsterd.-Rottd..) 61th leg, B 
dito 1856 4½ 96 4% ba. Bere. Märkische 14% 149½ bz, 
dito 1886 4½ 96%, bs borlin-Anhalt, 11 11 ba. 
dito 1857 4% 9% bz. Borlin-Görlits. . — 73 B. 
dito 1886 4½ 90 % bz. dito St. Prior.“ — 10% B. 
dito 1804%4½ 96 J ba Berlin Hamburg 10 168% bz. 
Stants-Schuldscheinejsi 85 os. Berl.-Potsd.-Mgd; 16 200 ½% ba. 
Pram.-Anl. von 1885/8141124 b.. Berlin-Stettin...| 7% 125 ba 
Berliner Stadt-Oblig.4½ 10 1½ bz. Rühm.-Westb. 5, 6% bz. u. G6. 
„ Kur- u. Neumürk. 4½ TRY, ba. Broslau-Frafb. ., 188 130 ba. 
5 | Pommorsche, .. 31½ 78 % bs. Völn-Minden 188g 14% ba. 
) Posensche . . . 4 - Cosel-Oderberg .| 44 52 ba. 
e dito St.-Prior.] — 78% B 
E dito nau dito dito — den 
2 (Schlesische. . . 3 ½ 87 fl G Gall. Ludwigeb. 9 81% B. 
Kur- u. Neumärk. A 69% bz Ludwigsh. Bexb, 147 8. 
8 Pommersche. ..|4 955 Magd,-Halborst, 25 198 br. 
Posen sche 4 89 bz. Magdb.-Leipzig.. 184. 266 B. 
& (Prounsische. . . 4 f ba. Mainz-Lud 129% bs. 
3 ]Westph, u. Rhein.! 0 ½% B Mecklonburger 20 bz. 
3 Sächelsche 4 9 1½¼ B. Neisse-Brioger 4 98 etw. bz 
& \Schlesische, .... 4 61 7 6. 1 = 5 be. 
Lonlsd'or 111% ö. [Cet hx. 7614 ba. Nord. Er. Wilk. 99, 5 
2 > Silke rd..Er.-Wilh. .| Jul 69%, ba. 
jeldkr. 9. 8 6, F olnBkn, —— Oberschios. A, 0 125 be. 
Ausländische Fonds. 4 1404 ba. 
Oesterr. Metalliquesſs 46 %½ dz. Oestr.-Fr, St. B. 5 198 ba. 
di Fat.-Anl. % 185 . Oest. südl. St.-B. 8 108 4 % b. u. B 
dito Tot-A. vgs 0% br. Oppemm-Tarabw. 314 8 
dito dito 64 905 de u 6. Rheinische. 85 177% ba. 
do Sa er Pr.-A.%4 0 5. dito Stamm Pr. 61 8 
dio Eisenb.-L. — 0 ba. N \ 28% b 
Bhein-Nahebahn) — % br. 
Ital. neue proc. Anis 56 ba. Stargard-Posen..| 3½ 92 oz 
Russ, Engl, Anl. 1862/3 68 6. Thüringer 8 130 ba 
dito Holl. Anl. 1864% |93 8. Warschau- Wien 7½ 57 f. 
dito ana b. 63% Dr, 
. 4 60 % B. 
ola, Obl. 3 500 Fil. 4 88 b 
aun e 3 30 1516 51% Benk- und Iadustrie-Papiors. 
urhoss, „Ob. — 1621, etw. bz. 

Baden. , f e v. erer . The 2. f 188 9, 
Amerikan. St-Anl..6 Bremer Bank... Tepe 6½% 4 118 ½ G. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen. |Danziger Bank..| ge“ fie 1107 8. 
Berg.-Mürklache . f 0 — — Darmst. Zettelb 8 . 4 97½ B. 
Alto N. 4½ 64% 0 Geraer Bank 4 104 8 
dito W. 4½ 94 0 Gothaer „ 7 1 4 21 % B. 
dito III. v. St. 3½8.03½ 76 bz. Hannoversche 2 4 14, 81% 5. 

Oöln-Minden 44% 6% bz Hamb. Nordd. B 9 4 Ir, B. 
dito 5 |102°B u., Vereins- B.“ % S 108% B 
dito 4 86 6. Königsberger B. 64% 6% 1 ſios U. 
dito LA 64% B Luxemburger B. 4 4 fal B. 
dito 4% a4 dr Magdeburger B.] 804, 5½ 4 a, 
dito ıv.la say b. Posener Bank ..| 7 6 4 199 B. 
dito via 182% ha. Preuss. Bunk.-A. 10% 4½% 150 br. 
O00, Oderb. (WII) 4 82½% E. Thüringer Bank| 4 4 j4 |j66 B 
dito Hl. (AU er m Weimar wit Gl 4 % % br 
al. Ludwigeb, ,...% 76 6. | 
Niederschl. Märk. . 4 88% bz. Berl. Hand. Ges., s ;8 4 |107 ba. 
dito conv.id 68 U. Coburg Credb.A.| 9 8% 4 WI etw. b. 
— 8 oLu I — — en „16 6 4 dr 
to IV. 4½ 9 b. er — — 1 
Neschl, Zwolgb. L. 0.15 1 40 B 8 6% — ( J ba. 
Oberachles. .. 4 |- ui gen ii zredb.- A 1 4 228 u. 8. 
dito B. 44% 78% ba. a 4 — 1 180 
o . jo Mold m, | 4 % bu 
dito P. . 44 88% 6. f — | on, j6 204 B& 
SE ee 2% 7 % hr. Desterr.Creab.A 7 | — f 39% ba. 
U F.. 411, 9314 B. chl. Bank-Ver. .| 6½ | 7%. 4 |1l2’etw, ba. 
Oest.-Franf,......» 3 242 C — 
Heat. südl, St-B.. , 225 bu Linorra . . — I. 5 8356 be 
Rhein v. St. gar.. 0 — —— — Fbr. v. Eisenbdf. #1 TREE 
Rhein-Nahe-B, gar. 4% 91% B. PR u Bi, e * 
Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 Fl... 0 f. 1457 br. Augsburg 100 Fl. M. 80.22 br. 
dito de 2 M. 140½ da. Leipzig 106 Thir. ... % T. 00 , G. 
Hamburg 1 T. 161% ba. dito dito 2 H 0% 8. 
dito to 2 M. 180% bz. Frankfurt a. M. 100 F1.|2 M. 86. J bs, 
London I Es... 3 M. 6 20% ba. Petersburg 100 8.-R. . 3 W C4 ½% bu. 
Paris 300 FEress 2 M. So ba. dito dito 3 M. 2% br. 
R 8 1.18% bu. Warschau 00 8. R. ...|8 T. 6% ba. 
2 M. 7 & bs. Bremen 100 Thlr. Goldls T. 10 % be. 
e Sreslau, 26. September. Wms: 
„26. Wind: Süd. Wetter: ſchön. Thermo⸗ 
met r Früh 14 Grad Wärme. Am heutigen Markte 


{ egneten die nur 

feuer menge Angebote recht guter Kaufluſt und buten Pee demzufolge 

Weizen bei lebhafter Frage, pr. 85 Pfd. ſchleſiſcher neuer weißer 78— 

Ir, gelber neuer 6286 Sr. feinſte Sorte 2—3 a über Notiz en 

Roggen gut beachtet, pr. #4 Pfd. neuer 5458 Sgr., alter 58-6u Sat 
feinfte Sorte über Notiz bezahlt. — Gerſte behauptet, pr. 74 Pfd. weiße 

49 Sgr., helle 46—47 Sgr., gelbe 45 Sar. — Hafer preishaltend, pr; 50 Pfd. 

neuer 22—26 Sgr. . Erbſen in Futterwaare ſehr gefragt. — Widen ohne 

Handel. — Oelſaaten bei ruhiger Frage wenig verändert, — Lupinen 

5 . 2 1. — beadiet pr. 90 Pfd. 70 bis 

gr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. . Oro wen eführt. 

— Rapskuchen behauptet, 42 bis 44 Sgr. pr. 3 Rn 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. . 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


| 


